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Gewerbegebiet -Eingeschränkt

Art der baulichen Nutzung
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Vorhabenträger:
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Detlev Bührer, Erster Bürgermeister
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Villingen-Schwenningen

Aufstellungsverfahren

§ 13a BauGB   Aufstellung
       Der Einleitungsbeschluss wurde gefasst am:                   14.11.2023
        Ortsüblich bekannt gemacht am:                           16.02.2024

§ 4 Abs. 2 BauGB   Öffentliche Auslegung des Entwurfes
        Dem Bebauungsplanentwurf wurde zugestimmt

und seine Offenlage beschlossen am:           17.09.2024         
         Ortsüblich bekannt gemacht am:                 11.10.2024        
         Die Offenlage erfolgte in der Zeit:          vom 18.10.2024

                        bis 22.11.2024
         Die Behörden wurden über die Offenlage informiert mit Schreiben vom:    17.10.2024

§ 10 BauGB, § 4 GemO Satzung
        Die fristgemäß vorgebrachten Anregungen und Bedenken und die
        Stellungnahmen der Behörden wurden durch den Gemeinderat geprüft
        und abgewogen am:                             19.03.2025
        Der Bebauungsplan wurde als Satzung beschlossen am:                 19.03.2025

Villingen Schwenningen. den 14.04.2025

        

           gez. Detlev Bührer
Erster Beigeordneter, Bürgermeister

§ 10 BauGB, § 4 GemO Inkrafttreten
        Der Satzungsbeschluss wurde ortsüblich bekannt gemacht am: 17.04.2025     

Das Ergebnis der Abwägung wurde den Personen und Behörden,
        die Anregungen vorgebracht haben, mitgeteilt mit Schreiben vom:      09.04.2025

Rechtsgrundlagen Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394).
Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl.
2023 I Nr. 176).
Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000, zuletzt
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBl. S. 229, 231)
Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S.
357, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2023
(GBl. S. 422).

Katasterunterlagen Die Kartengrundlage stimmt mit der Katastergrundlage überein. Stand: Oktober 2024
§ 1 Abs. 2 PlanzV

gez. Steffen Wölfel
Amtsleiter

 Planbearbeitung  Stadtplanungsamt der Stadt Villingen-Schwenningen     SB: Herr Schöne

gez.Kirsten Hellstern
Amtsleitung

     

Eigentümergemeinschaft L.P.T. Marx
Hinterhofen 4
78052 Villingen-Schwenningen

Obere Vorstadt 1
78532 Tuttlingen
tel: 07461/73050
e-mail: info@kommunalplan.de
www.kommunalplan.de

Dieser Bebauungsplan und die Satzung über örtliche Bauvorschriften sind unter Einhaltung und der im
Baugesetzbuch und in der Landesbauordnung (LBO) vorgeschriebenen Verfahren zur Aufstellung von
Bebauungsplänen und zur Aufstellung von Satzungen über örtliche Bauvorschriften nach dem Willen
des Gemeinderates zustande gekommen.

Verfasser
Bebauungsplan:
Proj. 2310

geplante Neubau

Höhe der baulichen Anlagen : Maximale Gebäudehöhe

Pflanzbindung: Erhaltung von Bäumen

Nutzungsschablone - Füllschema

Art der
baul.Nutzung

Erdgeschossfussbodenhöhe
in Meter über Normalhöhennull

GRZ Grund-
flächenzahl

GEE

EFH = 698,07m ü.NHN

GRZ 0,9

GHmax

Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH = FFH (Fertigfußbodenhöhe))
in Metern ü. NHN (Normalhöhennull)EFH

Höhe der baulichen Anlagen
über Normalhöhennull (NHN)

Eingeschränktes
Gewerbegebiet

GHmax = 12,50m

GEE

EFH = 698,07 m ü. NHN

GRZ 0,9

Eingeschränktes
Gewerbegebiet

GHmax = 12,50 m

Füllschema der NutzungsschabloneUmgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von
Bäumen,  Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a und Abs.6 BauGB)

Flächen zum Erhalt von Gehölzen, Bäumen und sonstigen
Bepflanzungen

= 710,57 m ü. NHN

= 710,57 m ü. NHN

Gewässerrandstreifen 5.0m

A PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)

1.1 Gewerbegebiet - eingeschränkt (GEE)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 8 BauNVO, § 1 Abs. 5 BauNVO)

Im Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO) sind nur nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe zulässig: eingeschränktes
Gewerbegebiet (GEE).

1.2 Zulässig sind:
- Gewerbebetriebe aller Art mit Ausnahme unter 1.3, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,
- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude.

1.3 Ausschlüsse:
Gemäß § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO werden folgende Nutzungen ausgeschlossen:

- Anlagen für sportliche Zwecke,
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,
- Vergnügungsstätten,
- Tankstellen,
- Einzelhandelsbetriebe,
- Werbeanlagen als eigenständige gewerbliche Nutzung, die als Außenwerbung der

Fremdwerbung dienen.

1.4 Ausnahmsweise zulässig sind:
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem
Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind.

2 MAß DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16-21 BauNVO)

2.1 Grundflächenzahl (GRZ)
(§ 19 Abs. 1 BauNVO)

Festsetzung entsprechend dem Planeintrag.

2.2 Höhe der baulichen Anlagen
Die Höhe der baulichen Anlagen wird entsprechend dem Planeintrag (Nutzungs-schablone) als Höchstmaß in m. ü.
NHN (Normalhöhennull) festgesetzt.

Erläuterung zur Bemessung der Gebäudehöhe:

Als oberer Messpunktpunkt gilt die oberste Dachbegrenzungskante.

Die festgesetzten Höhen baulicher Anlagen gelten nicht für technische Aufbauten wie z.B. Schornsteine,
Lüftungsanlagen oder Fahrstuhlschächte.

3 üBERBAUBARE GRUNDSTüCKSFLäCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22-23 BauNVO).

3.1 Baugrenzen
entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen

Dachüberstände und Vorbauten sind bis zu 1,0 m über die Baugrenzen zulässig.

4 FLäCHEN UND MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ENTWICKLUNG VON NATUR UND
LANDSCHAFT
(§9 Abs. 1 Nr. 20, 25, 25a BauGB)

4.1 Verwendung wasserdurchlässiger Oberflächenbeläge
Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist eine Befestigung von Stellplätzen, bei denen eine
Verunreinigung durch den Umgang und Lagerung von wassergefährdeten Stoffen, Fahrzeugreinigung / -wartung oder
betrieblicher Verkehr nicht zu erwarten ist, nur in wasser- und luftdurchlässiger Bauweise zulässig.

Auch Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguß,
Asphaltierungen und Betonierung sind unzulässig. Die Flächen sind nach Möglichkeit in angrenzende Grünflächen zu
entwässern.

4.2 Verwendung insektenschonender Außenbeleuchtung
Für die Außenbeleuchtung sind insektenschonende staubdichte Leuchtmittel (z.B. LED-Leuchten) mit warm- bis
neutralweißer Lichtfarbe (Farbtemperatur kleiner 3.000 K) und einem Hauptspektralbereich von über 500 Nanometer
oder Leuchtmittel mit einer UV-absorbierenden Leuchtenabdeckung zu verwenden. Die Außentemperatur der Lampen
darf max. 40 °C betragen. Die Leuchten sind so auszubilden, dass eine Lichteinwirkung nur auf die zu beleuchtende
Fläche erfolgt mit Abschirmung nach oben sowie zur Seite zur Verhinderung von Streulicht. Das Anstrahlen von
Fassaden ist nicht zulässig.

4.3 Extensive Begrünung von Dächern
Alle flachen oder der schwach geneigten (< 10°) Dachflächen sind zu einem Anteil von mindestens 60 % dauerhaft mit
einer extensiven 'Dachbegrünung anzulegen. Bei einer parallelen Nutzung der Dachflächen durch Solar- bzw.
Fotovoltaikanlagen sind diese aufzuständern und die Abstände der Modulreihen untereinander, die Modultiefe und die
Höhenlage der Module auf die Vegetation abzustimmen.

Der Mindestaufbau der Substratschicht der Dachbegrünung beträgt 10 cm. Zur Bepflanzung geeignet sind Arten der
Mager-, Trocken- und Halbtrockenrasen. Ansaatstärke: ca. 2 g/m². Die Dachbegrünung ist auf Dauer zu erhalten und
bei Abgang zu ersetzen. Beachtung der FLL-Richtlinien für Dachbegrünungen.

4.4 Metalleindeckungen von Dächern
Niederschlagswasser von nicht beschichteten oder nicht in ähnlicher Weise behandelten metallischen Dächern aus
Kupfer, Zink oder Blei darf ohne wasserrechtliche Erlaubnis nicht dezentral versickert oder in ein Gewässer eingeleitet
werden. Bei einer Einleitung in die Kanalisation kann der Kanalnetzbetreiber gemäß der Abwassersatzung eine
Regenwasserbehandlung für unbeschichtete Metalldachflächen einfordern.

5 FLäCHEN MIT PFLANZBINDUNG, ERHALT VON BäUMEN, STRäUCHERN UND SONSTIGER BEPFLANZUNG
(§ 9 (1) Nr. 25b BauGB)

Die gemäßen Planzeichnungen gekennzeichneten Pflanzflächen und Einzelbäume sind zu erhalten und zu pflegen. Ist
ein Baum abgängig oder muss ein Baum in begründeten Fällen entfernt werden, so ist an dessen Stelle oder alternativ
im Geltungsbereich ein gleichartiger Baum mit mindestens 18 - 20 cm Stammumfang nachzupflanzen. Die
Traufbereiche der Bäume sind von Versiegelung sowie von Aufschüttungen und Abgrabung freizuhalten.

B ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

1 ÄUßERE GESTALTUNG DER BAULICHEN ANLAGEN
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

1.1 Ausgestaltung der Gebäude, Außenwandflächen
Die Ausführung von Außenwänden mit glänzenden und reflektierenden Materialien sowie grellen Farbtönen ist
unzulässig.

2 WERBEANLAGEN
(§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO

Werbeanlagen sind nur unmittelbar an Gebäudefassaden und nur bis zur Höhe der Dachtraufen zulässig. Sie dürfen 5
% der jeweiligen Fassadenfläche, maximal 50 m² pro Werbeanlage einnehmen.

Die Beleuchtung von Werbeanlagen muss blendfrei sein. Lauf-, Wechsel- und Blinkschaltung sowie fluoreszierende
Farben sind unzulässig.

3 GESTALTUNG UND NUTZUNG DER UNBEBAUTEN FLäCHEN
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

3.1 Gestaltung unbebauter Flächen
Die unbebauten Flächen bebauter Grundstücke sind als Grünflächen mit flächigem Bewuchs gärtnerisch anzulegen und
dauerhaft zu unterhalten. Das Anlegen von Schottergärten oder Steinöden, deren Wasserdurchlässigkeit durch
Verwendung von Vlies oder Folie stark eingeschränkt ist, ist nicht zulässig. Klassische Steingärten, die eine
Bepflanzung mit Steingartenpflanzen aufweisen und wasserdurchlässig sind, sind davon nicht betroffen.

3.2 Einfriedungen
Die Einfriedigungen zum öffentlichen Straßenraum und zu öffentlichen Grünflächen sind nur in Form von Draht oder
Drahtgeflecht bis zu einer Höhe von 2,00 m, mindestens aber in einer Höhe von 1,50 m, auszuführen.

Einfriedungen sind beidseits mit standortgemäßen Sträuchern abzupflanzen.

Die Einfriedigung der nicht dem öffentlichen Grün- und Straßenraum zugewandten Grundstücksseiten sind in Form von
Draht oder Drahtgeflecht auszuführen. Entlang der Einfriedigung ist ein zusätzlicher Pflanzstreifen mit standortgemäßen
Bäumen und Büschen anzulegen.

Stacheldraht darf nicht verwendet werden.

C HINWEISE, EMPFEHLUNGEN, NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

1. Umweltbezogene Hinweise
Folgende Hinweise des Umweltberichts sind bei den Baumaßnahmen zu berücksichtigen:

1.1 Umsetzung Pflanzgebote
Die Anpflanzungen müssen spätestens in der auf die Baufertigstellung folgenden Pflanzperiode erfolgen.

1.2 Artenschutz
Bäume und Sträucher dürfen entsprechend der Vorgabe des BNatSchG nicht in der Zeit zwischen 1. März bis zum 30.

September abgeschnitten, auf den Stock gesetzt oder beseitigt werden.

1.3 Bodenschutz
Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass nur so viel Mutterboden abgeschoben wird, wie für die Erschließung
des Baufeldes unbedingt notwendig ist. Unnötiges Befahren oder Zerstören von Mutterboden auf verbleibenden
Freiflächen ist nicht zulässig.

Bodenarbeiten sollten grundsätzlich nur bei schwach feuchtem Boden (dunkelt beim Befeuchten nach) und bei
niederschlagsfreier Witterung erfolgen.

Erdarbeiten sollten grundsätzlich nur auf gut abgetrocknetem und bröseligem Boden und bei niederschlagsfreier
Witterung erfolgen.

Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von Mutterboden und Unterboden
durchzuführen.

Bei Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets, z.B. zum Zwecke des Massenausgleichs, der
Geländemodellierung usw. darf der Mutterboden des Urgeländes nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor
abzuschieben. Für die Auffüllung ist ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden.

Anfallender Bauschutt ist ordnungsgemäß zu entsorgen. Er darf nicht als An- bzw. Auffüllmaterial (Mulden, Baugrube,
Arbeitsgraben usw.) benutzt werden.

Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Menschen oder erhebliche Beeinträchtigungen des
Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen werden können, sind der Unteren Bodenschutzbehörde zu melden.

Kulturboden soll möglichst nicht befahren werden. Wenn das Befahren unvermeidlich ist, darf der Boden nur durch
Kettenfahrzeuge mit geringer Bodenbelastung (< 4 N / cm²) befahren werden.

Baustraßen sollen möglichst dort geplant werden, wo später befestigte Flächen sind.

Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen
anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung
oder Vergeudung zu schützen.

Das bei den Bautätigkeiten anfallende Bodenmaterial ist getrennt nach humosem Oberboden und kulturfähigem
Unterboden auszubauen und soweit als möglich an geeigneten Stellen innerhalb des Plangebietes wiederzuverwerten
(z. B. zum Massen-ausgleich) oder einer sinnvollen Verwertung zuzuführen. In diesem Zusammenhang empfehlen wir,
zu überprüfen, ob durch eine Anpassung des Straßen- und Gebäudeniveaus die bei der Bebauung zu erwartenden
anfallenden Aushubmassen vor Ort verwendet werden können. Bei der Verwertung von Bodenmaterial ist die DIN
19731 zu beachten.

Die Zwischenlagerung von humosem Oberboden und kultivierbarem Unterboden ist möglichst zu vermeiden. Wenn
eine Zwischenlagerung unvermeidbar ist, hat diese in max. 2 m hohen Mieten zu erfolgen, die durch Profilierung und
Glättung vor Vernässung zu schützen sind. Bei längeren Lagerungszeiten sind die Mieten mit geeigneten Pflanzenarten
zu begrünen.

Bodenverdichtungen und -belastungen sind zu minimieren, damit ein ausreichender Wurzelraum für geplante
Begrünungen und eine flächige Versickerung von Oberflächenwasser gewährleistet ist. Erdarbeiten sollten daher
grundsätzlich nur auf gut abgetrocknetem und bröseligem Boden und bei niederschlagsfreier Witterung erfolgen.

Kulturboden soll möglichst nicht befahren werden. Wenn das Befahren unvermeidlich ist, darf der Boden nur durch
Kettenfahrzeuge mit geringer Bodenbelastung (< 4 N/cm2) befahren werden.

Baustraßen sollen möglichst dort geplant werden, wo später befestigte Flächen sind. Durch Befahrung mit
Baufahrzeugen hervorgerufene Bodenverdichtungen sind bei abgetrocknetem Bodenzustand wieder aufzulockern.

Bodenmaterial, welches von außerhalb in das Plangebiet antransportiert und eingebaut wird, ist vor dem Auf- und
Einbringen analytisch untersuchen zu lassen. Selbiges gilt für mineralische Abfälle zur Verwertung (z. B.
Recycling-Bauschutt), sofern diese nicht einer externen Qualitätsüberwachung unterliegen. Ein entsprechender
Nachweis (Herkunft, Deklarationsanalytik einer repräsentativen Mischprobe) ist zu führen und unaufgefordert an das
Landratsamt - Amt für Umwelt, Wasser- und Bodenschutz - zu übermitteln.

Beim Einbringen von nicht zum Plangebiet gehörendem Bodenmaterial in oder unter die durchwurzelbare Bodenschicht
sind die Vorsorge- bzw. Materialwertewerte der Bundes Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) in der
gültigen Fassung einzuhalten.

Beim Einbringen von nicht zum Plangebiet gehörendem Bodenmaterial, das der Errichtung technischer Bauwerke dient,
sind die Vorgaben der Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in
technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung - ErsatzbaustoffV) vom 09.07.2021 bzw. die zu diesem Zeitpunkt
gültigen, gesetzlichen Regelungen zu beachten.

Unabhängig davon ist im Rahmen der üblichen Bauüberwachung vom Beginn der Anlieferung bis zum Abschluss des
Einbaus des nicht zum Plangebiet gehörenden Bodenmaterials eine sensorische Prüfung durchzuführen. Auffälligkeiten
sind zu dokumentieren und dem Landratsamt - Amt für Umwelt, Wasser- und Bodenschutz - mitzuteilen.

Selbstständige Bodenauffüllungen und -abgrabungen im Außenbereich sind ab einer Fläche von mehr als 500 m² bau-
und naturschutzrechtlich genehmigungspflichtig. Hierbei sind die Ausmaße des Gesamtvorhabens ausschlaggebend.
Eine Genehmigung ist unabhängig von der Fläche erforderlich, wenn die Auffüllfläche in einem Schutzgebiet liegt.

Die Erdarbeiten sind von einer bodenkundlich ausgebildeten Fachperson begleiten zu lassen (bodenkundliche
Baubegleitung). Zudem ist bereits im Planungsprozess ein Bodenschutzkonzept sowie ein Bodenverwertungskonzept
zu erstellen, um dem vermeidbaren Verlust von Bodenfunktionen im Plangebiet entgegenzuwirken und den bei den
Baumaßnahmen anfallenden Boden einer sinnvollen weiteren Nutzung zuzuführen. Diese Konzepte sind frühzeitig mit
dem LRA, Amt für Umwelt, Wasser- und Bodenschutz, Villingen-Schwenningen, abzustimmen.

Beim Einbringen von nicht zum Plangebiet gehörendem Bodenmaterial, das der Errichtung technischer Bauwerke dient,
sind die Vorgaben der Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in
technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung - Ersatzbaustoff V) vom 09.07.2021 bzw. die zu diesem Zeitpunkt
gültigen, gesetzlichen Regelungen zu beachten.

1.4 Verwendung und Behandlung von Mutterboden:
Ein Überschuss an Mutterboden soll nicht zur Krumenerhöhung auf nicht in Anspruch genommenen Flächen verwendet
werden. Er ist anderweitig zu verwenden (Grünanlagen, Rekultivierung, Bodenverbesserungen) oder wiederverwertbar
auf geeigneten Flächen in Mieten zwischenzulagern.

Für die Lagerung bis zur Wiederverwertung ist der Mutterboden maximal 2 m hoch locker aufzuschütten, damit die
erforderliche Durchlüftung gewährleistet ist.

Vor Wiederauftrag des Mutterbodens sind Unterbodenverdichtungen durch Auflockerung bis an wasserdurchlässige
Schichten zu beseitigen, damit ein ausreichender Wurzelraum für die geplante Bepflanzung und eine flächige
Versickerung von Oberflächenwasser gewährleistet sind.

2. Denkmalschutz
Das Plangebiet liegt innerhalb des Kulturdenkmals „Mittelalterliche Wüstung Hinterhofen" (Liste der KD lfd. Nr. 2), das
gem. § 2 DSchG geschützt ist. Bei Bodeneingriffen ist daher mit archäologischen Funden und Befunden -
Kulturdenkmalen gem. § 2 DSchG - zu rechnen.

Seitens der Archäologischen Denkmalpflege bitten wir um Berücksichtigung der Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG:

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, ist dies
gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde
(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten,
auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem
Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist.
Zuwiderhandlungen werden gem. §27 DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der Sicherung und
Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen.
Ausführende Baufirmen sollten hierüber schriftlich in Kenntnis gesetzt werden.

3. Gefahrverdächtige Flächen und Altlasten / großflächige schädliche Bodenveränderungen
Im Bereich des Plangebietes sind uns zurzeit keine Altstandorte oder Altablagerungen bekannt.

Sofern sich bei Erkundungs- oder Baumaßnahmen optische oder geruchliche Auffällig-keiten des Bodens ergeben, sind
diese dem Amt für Umwelt, Wasser- und Bodenschutz unverzüglich anzuzeigen.

4. Geogene Bodenbelastungen
Aus den zur Verfügung stehenden geologischen Kartenunterlagen ist ersichtlich, dass im Bereich des Plangebietes die
Bleiglanzbank des Unteren Muschelkalks ausstreicht. Aus diesem Grund ist nicht auszuschlie\'dfen, dass diese Böden
geogen (natürlich bedingt) erhöhte Arsen- und Schwermetallgehalte aufweisen, die die zulässigen Prüfwerte der
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) überschreiten.

Daher ist ein besonderer Umgang mit diesen Böden unabdingbar. Je nach Verwendungszweck (Verwertung,
Entsorgung) oder Bodennutzung sind besondere Maßnahmen einzuhalten. Diese werden ausführlich in der vom
Landratsamt öffentlich zugänglichen Handlungsempfehlung „Geogene Schadstoffe in Böden" aufgezeigt und erläutert.

Die Handlungsempfehlung ist zu beziehen unter:

https://www.lrasbk.de/media/custom/2961_4087_1.PDF

Sobald bekannt ist, wie mit dem Material umgegangen werden soll (Verwertung, Deponierung), bitten wir um
rechtzeitige Kontaktaufnahme mit dem jeweiligen Ansprechpartner des Fachamts.

5. Schutz von Baum- und Gehölzbestand
Vorhandener Baum- bzw. Gehölzbestand auf dem Baugrundstück ist grundsätzlich in der Bauplanung zu
berücksichtigen und ggfls. fachgerecht vor Beschädigungen zu schützen.

Das Merkblatt zum Schutz vor Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen vom Dez. 2019 der Stadt VS ist zu
berücksichtigen.

6. Geotechnik
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentlicher Belange keine
fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein
ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin
getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros.

Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird andernfalls die Übernahme der folgenden geotechnischen
Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen:

Das Plangebiet liegt auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten bildet im Verbreitungsbereich des Unteren
Muschelkalks (ungegliedert). Dieser wird lokal von quartären Lockergesteinen (Holozäne Abschwemmmassen,
Auenlehm) mit unbekannter Mächtigkeit bedeckt.

Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des
tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens sowie mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen
Setzungsverhalten des Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zusätzlichen
bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein.

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschließen.

Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf
das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen
Versickerungsgutachtens empfohlen.

Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Versicke-rungseinrichtungen auf
ausreichenden Abstand zu Fundamenten zu achten.

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bau-     arbeiten (z. B. zum genauen
Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur

Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten)
werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates
Ingenieurbüro empfohlen.

7. Abwasser
Nach § 55 Abs. 2 WHG in Verbindung mit der Verordnung über die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser
vom 22.03.1999 besteht die Sollvorgabe, dass u. a. bei der Bebauung von Grundstücken das Niederschlagswasser
dezentral zu bewirtschaften ist, sofern dies schadlos möglich ist (siehe Unterpunkt Dezentrale Beseitigung).

Ist eine dezentrale Bewirtschaftung nicht möglich, so sollen die im Bebauungsplan neu zur Bebauung vorgesehenen
Flächen grundsätzlich im Trennsystem entwässert werden.

Wir weisen darauf hin, dass öffentliche Abwasseranlagen gemäß § 48 Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG)
einer wasserrechtlichen Genehmigung bedürfen, sofern diese nicht im Benehmen mit der unteren Wasserbehörde
geplant und ausgeführt werden.

8. Dezentrale Niederschlagswasserbewirtschaftung
Eine Ausnahme vom Grundsatz der dezentralen Niederschlagswasserbewirtschaftung ist nur gegeben, wenn weder
eine Versickerung noch eine ortsnahe Einleitung in ein oberirdisches Gewässer mit vertretbarem Aufwand und
schadlos möglich ist. Die Ausnahme ist zu begründen und dem Amt für Umwelt, Wasser- und Bodenschutz mitzuteilen.

Eine dezentrale Bewirtschaftung kann entweder durch eine Versickerung über eine mindestens 30 cm starke belebte
Bodenzone, Versickerung über technische Anlage (Vorbehandlung und Rigolen) die direkte ortsnahe
Gewässereinleitung (ggf. gepuffert) oder eine Kombilösung erfolgen. Für stark beanspruchte Flächen können
weitergehende Anforderungen (Vorbehandlung) erforderlich sein.

Für die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser, das nicht den Anforderungen der erlaubnis-freien Beseitigung
gemäß § 2 der Niederschlagswasserverordnung unterfällt, ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Im Falle der
Erlaubnisfreiheit ist die Niederschlagswasserbeseitigung von bebauten oder befestigten Flächen > 1200 m² der unteren
Wasserbehörde anzuzeigen.

Für die dezentrale Beseitigung von gefasstem Niederschlagswasser in einem Gewerbegebiet ist gemäß
Niederschlagswasserverordnung grundsätzlich eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich.

9. Vorbehandlung von Niederschlagswasser
zu verwendender Leitfaden: LUBW (2005): Arbeitshilfen für den Umgang mit Regenwasser in Siedlungsgebieten, Link:
https://pudi.lubw.de/detailseite/-/publication /15581

Für das auf den Dachflächen und den befestigten Freiflächen (PKW-Stellplätze, Umschlagplätze, Straßen) anfallende
Niederschlagswasser ist eine Bewertung gemäß o.g. Leitfaden im Hinblick auf die mögliche stoffliche Belastung und
ggf. erforderliche Behandlung durchzuführen.

Nicht tolerierbar verschmutztes Niederschlagswasser (z. B. entsprechend verschmutztes Straßenabwasser) muss vor
der Versickerung bzw. Einleitung in den Regenwasserkanal durch geeignete Maßnahmen vorbehandelt werden. Ist
eine ausreichende Vorbehandlung nicht möglich, ist das Niederschlagswasser dem Schmutzwasserkanal zuzuleiten.
Flächen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen müssen wasserdicht und mit einem definierten Ablauf
ausgeführt werden. Bei der Entwässerung dieser Flächen ist eine Einleitung in die Kanalisation eventuell erst nach
Vorschalten von Anlagen zur Abwasserbehandlung/ Rückhaltung möglich.

10. Regenrückhaltung
zu verwendender Leitfaden: LUBW (2006): Arbeitshilfe für den Umgang mit Regenwasser - Regenrückhaltung, Link:
https://pd.lubw.de/59811

Bei der Einleitung von Niederschlagswasser in ein oberirdisches Gewässer sind erhebliche hydraulische Belastungen,
die den Zustand eines Gewässers nachteilig verändern, zu vermeiden (siehe o.g. Leitfaden).

Zur Förderung von Verdunstung und Rückhaltung des Niederschlagswassers sollen Flachdächer oder flach geneigte
Dächer dauerhaft mit einer standortgerechten Vegetation mindestens extensiv begrünt werden (Mächtigkeit des
Substrats ≥ 10 cm).

Anerkannte Regeln der Technik

Anlagen zur Versickerung, Behandlung und Rückhaltung von Niederschlagswasser müssen den allgemein anerkannten
Regeln der Technik entsprechen.

11. Regenwassernutzung
Eine teilweise Sammlung und Nutzung von Niederschlagswasser über Regenwasser-sammelanlagen (Zisternen) wird
empfohlen, wobei der Überlauf der Sammelanlagen nicht unterirdisch versickert werden darf.

Zur Verbesserung der Rückhaltung werden Retentionszisternen empfohlen, die über ein zwangsentleertes Teilvolumen
verfügen (Schwimmer-drossel). Derartige retentionsfähige Regenwassernutzungsanlagen können bei der Bemessung
von Anlagen zur Misch- und Regenwasserbehandlung angerechnet werden, wenn sie im Plangebiet flächendeckend
zur Anwendung kommen.

Für die Nutzung von Regenwasser über Regenwasser-nutzungsanlagen als Brauch-wasser sind sowohl die
einschlägigen DIN-Normen als auch die Trinkwasserverordnung zu beachten. Im Besonderen gilt die strikte Trennung
von Trink- und Nichttrinkwasser, d.h. dass Brauchwasser (Regenwasser) leitungstechnisch vom Trinkwasser getrennt
sein muss.

12. Wild abfließendes Niederschlagswasser bzw. Grundwasser
Wild abfließendes Niederschlagwasser und/oder Grundwasser, welches dem Plangebiet ggf. störend zuflie\'dfen kann,
darf weder der Misch- noch der Schmutzwasserkanalisation zugeleitet werden, sondern ist durch geeignete
Maßnahmen möglichst ortsnah zu bewirtschaften. Ggf. dafür notwendige Versickerungen sollen eine mindestens 30 cm
mächtige belebte Oberbodenzone aufweisen. Sofern eine Einleitung ins Gewässer erforderlich ist, ist o.g. Arbeitshilfe
(siehe Regenrückhaltung) zu beachten.

Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers auf ein tiefer liegendes Grundstück darf nicht zum Nachteil eines
höher liegenden Grundstücks behindert werden. Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf nicht zum
Nachteil eines tiefer liegenden Grundstücks verstärkt oder auf andere Weise verändert werden (§ 37 Abs.1 WHG).

13. Starkregen / Sturzfluten aus dem Außenbereich
Informationen zur Eigenvorsorge gegen Hochwasser und Überschwemmungen sowie zu Starkregen sind zu finden
unter:

· UM BW (2022): Drei Strategien für hochwasserangepasstes Bauen, Link:
https://www.hochwasser.baden-wuerttemberg.de/bauvorsorge

· UM BW (2022): Starkregen, Link: https://um.baden-wuerttemberg.de/de/umwelt-natur/was-ser/starkregen

14. Grundwasserschutz
Die gesetzlichen Grundlagen des Grundwasserschutzes (v.a. § 49 WHG i.V.m. § 43 WG) sind zu beachten.

Drän- oder Quellwasser darf nicht an die vorhandene Schmutz-/ Mischwasserkanalisation angeschlossen werden. Auf
Hausdrainagen ist grundsätzlich zu verzichten. Bauteile unterhalb des höchsten Grundwasserstandes sind wasserdicht
und auftriebssicher auszuführen (z. B. „weiße Wanne“, auskragende Kellerbodenplatte etc.). Zur Herstellung der
Abdichtung von Baukörpern / Bauteilen o. ä. dürfen keine Stoffe verwendet werden, bei denen eine
Schadstoffbelastung des Grundwassers zu besorgen ist.

Ein eventuell im Zuge von Bauwerksgründungen erforderlicher Eingriff in das Grundwasser (Grundwasserhaltung,
Einbringen von Stoffen in das Grundwasser) bedarf einer gesondert zu beantragenden wasserrechtlichen Erlaubnis.
Hierzu ist ein detaillierter Wasserrechtsantrag mindestens drei Monate vor Beginn der Maßnahme beim AUWB
einzureichen. Wir empfehlen grundsätzlich, den Inhalt des Wasserrechtsantrags im Vorfeld mit dem AUWB
abzustimmen.

Wasserschutzgebiete sind von dem Vorhaben nicht betroffen.

15. Gewässerrandstreifen
Im Gewässerrandstreifen ist gem. § 38 Abs. 4 WHG und § 29 Abs. 2+3 WG verboten:

· Die Errichtung von baulichen und sonstigen Anlagen sowie Auffüllungen (Hinweis: Als bauliche An\hichlagen zählen
auch Wege und Einfriedungen wie beispielsweise Zäune oder Mauern.)

· Die Umwandlung von Grünland in Ackerland.
· Das Entfernen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern [...]
· Das Anpflanzen von nicht standortgerechten Bäumen und Sträuchern.
· Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen [...]
· Die nicht nur zeitweise Ablagerung von Gegenständen, die den Wasserabfluss behindern können oder die

fortgeschwemmt werden können.
· Einsatz und die Lagerung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln [...] in einem Bereich von fünf Metern.
Bestehende Anlagen im ausgewiesenen Gewässerrandstreifen haben Bestandsschutz. Im Falle eines Rückbaus ist
keine anschließende Neubebauung in dieser Zone zulässig.

Aufgestellt, Tuttlingen 09.12.2024

kommunalPLAN GmbH

TEXTTEIL

Die Stadt Villingen-Schwenningen hat im Jahr 2021 für ihr gesamtes Gebiet ein
Starkregen-risikomanagementkonzept erstellen lassen. Gemäß den vorliegenden
Starkregenrisikokarten können Teile des Plangebiets bei Starkregen-ereignissen
überflutet werden.

Abbildung 1: Auszug aus der Starkregen-gefahrenkarte der Stadt
Villingen-Schwenningen
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